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Abréviations

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
BAFU Bundesamt für Umwelt
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
BAG Bundesamt für Gesundheit
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
BAKOM Bundesamt für Kommunikation
Büro-NR Büro des Nationalrates
GPDel Geschäftsprüfungsdelegation
BAZL Bundesamt für Zivilluftfahrt
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale
SBB Schweizerische Bundesbahnen
SSA Schweizerisches Seeschifffahrtsamt
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung
FinDel Finanzdelegation
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

Fedpol Bundesamt für Polizei

DFJP Département fédéral de justice et police
CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
DFF Département fédéral des finances
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
OFEV Office fédéral de l'environnement
CdG Les Commissions de gestion
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
OFSP Office fédéral de la santé publique
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
OFCOM Office fédéral de la communication
Bureau-CN Bureau du Conseil national
DélCDG Délégation des Commissions de gestion
OFAC Office fédéral de l'aviation civile
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
OSNM Office suisse de la navigation maritime
CEP Commission d'enquête parlementaire
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
DélFin Délégation des finances
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

Fedpol Office fédéral de la police
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Sécurité extérieure

Die Grüne Fraktion forderte mit einer im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen
Initiative die Einsetzung einer PUK für die Aufklärung der Spionageaffäre um Daniel M.
Die PUK sollte die Rollen von mutmasslich in den Fall involvierten Akteuren und
Institutionen (Nachrichtendienst, Bundesrat, Bundeskriminalpolizei/Fedpol,
Bundesanwaltschaft, GPDel) gründlich durchleuchten. Im Mai 2017 hatte die GPDel
angekündigt, den Fall «Daniel M.» im Rahmen einer Inspektion vertiefter zu
untersuchen. Die Grüne Fraktion war jedoch der Meinung, die GPDel könne eine
Aufklärung der Affäre nicht mehr glaubwürdig vornehmen, nachdem einzelne Mitglieder
der GPDel sich öffentlich mit widersprüchlichen Angaben zur Affäre positioniert hätten
und nachdem gemäss verschiedenen Medienquellen die GPDel den Einsatz von Daniel
M. selber gutgeheissen habe. Stattdessen müsse die GPDel selbst kritisch untersucht
werden, forderten die Initianten. 
Das Büro des Nationalrates sprach im Rahmen der Prüfung der Initiative mit dem
Präsidenten der GPDel, Ständerat Alex Kuprecht (svp, SZ). Dieser habe laut dem Büro
glaubhaft aufzeigen können, dass die GPDel sowohl über den notwendigen
Sachverstand als auch die Kompetenzen verfüge, um die Untersuchung zügig und seriös
zu führen. Der im März 2018 veröffentlichte Bericht der GPDel bestätigte diesen
Eindruck in den Augen des Büros und es empfahl deshalb die Ablehnung der
parlamentarischen Initiative. Auch der Fraktionspräsident der Grünen, Balthasar Glättli
(ZH), zeigte sich zufrieden ob der Arbeit der GPDel, die entgegen der Befürchtungen
der Grünen sehr gute Arbeit geleistet habe. Die Grünen zogen ihre Initiative daraufhin
im Sommer 2018 zurück. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.06.2018
ELIA HEER

Institutions et droits populaires

Politique gouvernmentale

Mit der Schaffung einer parlamentarischen Delegation wollte Leo Müller (cvp, LU) der
aus seiner Sicht zunehmenden Regulierung Herr werden. Ein Dorn im Auge sind dem
CVP-Politiker die Verordnungen und Weisungen, die aufgrund von Gesetzen erlassen
werden und den Spielraum unnötig einengen. Das Ziel von Regulierungsbremse und
Bürokratieabbau könnte erreicht werden, wenn das analog zur Finanzdelegation zu
schaffende neue Gremium Beschwerden entgegennehmen und nachprüfen könnte, ob
die Verordnungen der ursprünglichen Idee des Gesetzgebers widersprechen, oder ob
„überdimensionierte Administrativlasten“ geschaffen worden seien. Das ständige
Monitoring könne zu einer Verbesserung oder gar zu einer Beseitigung unnützer
Gesetze führen – so die Idee der parlamentarischen Initiative. 
Weder die SPK-NR noch der Rat selber wollten dieser Idee allerdings zum Durchbruch
verhelfen. Statt eines Abbaus von Bürokratie würde die Schaffung einer neuen
Delegation im Gegenteil noch mehr administrativen Aufwand bescheren – so das
Hauptargument der Kommission, die den Vorstoss mit 19 zu 4 Stimmen zur Ablehnung
empfahl. Die grosse Kammer kam dieser Empfehlung diskussionslos mit 158 zu 28
Stimmen bei 6 Enthaltungen nach. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN
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Organisation de l’administration fédérale

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion im
Vorprüfungsverfahren ab. Sie verlangte eine Parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) zur Überprüfung der Organisation und Strukturen des
UVEK. Angepeilt waren insbesondere das BAZL, Bereiche der NEAT, die Regulierung des
Mobilfunks und der Schutz vor nichtionisierender Strahlung, weil mit dem BAKOM und
dem BAFU sowohl Bewilligungs- als auch Kontrollinstanz im UVEK angesiedelt sind. Die
Mehrheit des Rates vertrat die Ansicht, dass das Departement für die von der SVP
angeführten Probleme nur bedingt verantwortlich sei, da ein grosser Teil der
Kompetenzen bei Stellen ausserhalb der Verwaltung lägen, beispielsweise bei der NEAT
AG, den SBB oder der Skyguide. Zudem reichten zu allfälligen Abklärungen die
Informationsrechte der Geschäftsprüfungskommission aus, deren Kerngeschäft es sei,
Organisation und Struktur eines Departements zu überprüfen. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.05.2006
HANS HIRTER

Das Informatikprojekt „Insieme“, das bereits 2012 für viel Wirbel gesorgt hatte, geriet
auch im Berichtjahr nicht aus den Schlagzeilen. Insieme sollte die veralteten
Informatiksysteme der Steuerverwaltung ersetzen, wurde aber mit einem Verlust von
über CHF 100 Mio. aufgrund verschiedener Verzögerungen, Kostenüberschreitungen
und Ungereimtheiten bei Projektvergabe und -planung ohne Umsetzung abgebrochen.
Die von der SP-Fraktion im Rahmen einer parlamentarischen Initiative (12.490)
verlangte parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) zum Insieme-Skandal
stiess im Nationalrat allerdings auf Widerstand. Ein Ordnungsantrag, über die PUK-
Forderung erst zu beschliessen, wenn die eingesetzte „Arbeitsgruppe Insieme“ ihren
Abschlussbericht vorgelegt haben würde, wurde abgelehnt und auch dem SP-Begehren
selber wurde keine Folge gegeben. Die mit 135 zu 38 Stimmen deutliche Mehrheit in der
grossen Kammer folgte dabei den Argumenten ihres Büros. Im Berichtjahr noch nicht
behandelt wurden eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152), die den Bundesrat beauftragen
will, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und Telekommunikationsprojekte zu
entwickeln sowie ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240), das griffigere Massnahmen für
die Finanzkontrolle in der Bundesverwaltung fordert.
Um Informatikprobleme in Zukunft zu vermeiden, will der Bundesrat Grossvorhaben der
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) unter der Federführung der
Eidgenössischen Finanzkontrolle systematisch überprüfen lassen. Dies beschloss die
Regierung Ende März an einer Sitzung und legte Mitte April einen entsprechenden
Masterplan vor. Aufgrund des Scheiterns von Insieme warten die veralteten
Informatiksysteme in der Steuerverwaltung noch immer auf eine Erneuerung. Mitte April
ermächtigte der Bundesrat das EFD, für ein neues Programm mit dem Namen „Fiscal-
IT“ einen Verpflichtungskredit über CHF 85,2 Mio. zu beantragen. Eine Vereinfachung
des Projektmanagements, die Gliederung in Teilprojekte und die Schaffung einer EFD-
internen, zentralen Organisationseinheit Informatik sollen das Gelingen des Projektes
sicherstellen. Wie dringend Kontrollmassnahmen bei der IKT sind, zeigten Probleme mit
weiteren Informatikprojekten. Im Februar wurde bekannt, dass das Bundesamt für
Umwelt (BAFU) aufgrund eines Korruptionsfalls ein Grossprojekt abbrechen musste und
so rund CHF 6,1 Mio. verlustig gingen. Mitte Mai wurde in der Sonntagspresse ein
Scheitern des mit rund CHF 110 Mio. finanzierten Projektes „Gever“ vermutet, das Daten
und Dokumente der Bundesverwaltung erfassen und verbinden sollte. Der
Rahmenvertrag sei ausgeschöpft und die Vertragsdauer überschritten. Auch das neue
Abhörsystem des Bundes „Interception System Schweiz (ISS)“, das den
Strafverfolgungsbehörden ein technisch besseres Abhören von Kriminellen erlaubt
hätte, geriet in den Fokus der Medien: Das 2010 für CHF 18 Mio. eingekaufte System
konnte nicht umgesetzt werden und mit einem Zusatzkredit von CHF 13 Mio. musste im
September ein Alternativprojekt aufgegleist werden. Anfang Oktober kritisierte die
Finanzkontrolle die massiven Kostenüberschreitungen, die zeitlichen Verzögerungen
und die fehlende Beschaffungstransparenz beim CHF 100 Mio. teuren
Strassendatenbankenprojekt „Mistra“. 4

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.12.2013
MARC BÜHLMANN

Anfang 2020 legte die SPK-NR einen Umsetzungsvorschlag zur parlamentarischen
Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG) vor, mit der diese im Sinne des
Öffentlichkeitsprinzips gefordert hatte, dass der Zugang zu öffentlichen Dokumenten
zukünftig ohne Gebühren gewährt werden müsse. In ihrer Vorlage sah eine
Kommissionsmehrheit von 13 zu 8 Stimmen vor, Kostenfreiheit gesetzlich zu verankern,
aber bei einer «äusserst aufwändigen Bearbeitung» eines Gesuchs eine Gebühr von
maximal CHF 2'000 als Ausnahmeregel festzulegen. Man habe bei der Ausarbeitung des

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.12.2020
MARC BÜHLMANN
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Entwurfs festgestellt, dass die Departemente das Öffentlichkeitsprinzip sehr
unterschiedlich umsetzen würden. Zwar würde in den meisten Fällen auf eine Gebühr
verzichtet, wenn aber, wie in einzelnen Fällen vorgekommen, mehrere Tausend Franken
in Rechnung gestellt würden, käme dies einer Aushöhlung des Prinzips gleich, wonach
der Zugang zu amtlichen Dokumenten grundsätzlich kostenfrei sein müsse.  
Dies sahen in der Vernehmlassung, die zwischen Februar und Mai 2020 durchgeführt
wurde, auch die meisten Teilnehmenden so. Von den 51 Vernehmlassungsteilnehmern
seien 38 für den Entwurf, fünf dagegen und acht hätten keine Stellungnahme
abgegeben – so der Vernehmlassungsbericht. Zu den ablehnenden Teilnehmenden
gehörten der Kanton Appenzell Innerrhoden, die CVP und drei der 19 angefragten
Interessenorganisationen (economiesuisse, Swissmechanic, Swissmem). Die meisten
Teilnehmenden begrüssten eine gesetzliche Verankerung der Kostenlosigkeit und eine
Vereinheitlichung zwischen den Departementen. Die CVP sah hingegen aufgrund des
Umstands, dass in den allermeisten Fällen keine Gebühren erhoben werden, keinen
Regelungsbedarf. Economiesuisse und der Kanton Appenzell Innerrhoden stellten sich
ihrerseits gegen die Gebührenfreiheit, weil die Kosten für aufwändige Abklärungen
nicht von den jeweiligen Anfragenden, sondern der Allgemeinheit getragen werden
müssten. Geteilter Meinung waren die Vernehmlassungsteilnehmenden hinsichtlich
eines Maximalbetrags. Nicht nur die Höhe dieses Betrags war umstritten – den einen
war er zu hoch, den anderen zu tief –, sondern auch die Frage, ob er allen
Antragstellenden auferlegt werden soll, sorgte für Uneinigkeit. Der Kanton Tessin schlug
etwa für Medienschaffende, NGOs und die Wissenschaft Erlass- und
Reduktionsmöglichkeiten vor. Darüber hinaus war umstritten, ob im Gesetz überhaupt
ein spezifischer Betrag festgelegt werden soll.
Ende 2020 nahm der Bundesrat zum Entwurf Stellung. Er begrüsse den
Paradigmenwechsel im Sinne einer Verankerung der Kostenfreiheit im Gesetz. Dies
entspreche der gelebten Praxis. Auswertungen zeigten, dass in 97 Prozent aller
Anfragen auf Gebühren verzichtet würde. Allerdings zeige sich auch, dass die Zahl der
Anfragen jedes Jahr zunehme. Dies sei einerseits erfreulich, weil sich das
Öffentlichkeitsprinzip etabliert zu haben scheine, andererseits sei dies aber auch mit
Mehraufwand für die Verwaltung verbunden. Insbesondere das BAG und Swissmedic
müssten sehr aufwändige Gesuche bearbeiten. Ein Dossier für ein Zulassungsverfahren
eines Medikaments beispielsweise könne «mehrere hundert Bundesordner» umfassen,
wurde in der bundesrätlichen Stellungnahme ausgeführt. Eine Ausnahmeregelung
werde deshalb ausdrücklich begrüsst. Allerdings unterstütze der Bundesrat die Idee,
dass im Gesetz kein fixer Betrag festgehalten werden solle. 5

Die Teilrevision des Bundesgesetzes über das Öffentlichkeitsprinzip, die von der SPK-
NR aufgrund einer parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG)
ausgearbeitet worden war, wurde in der Frühjahrssession 2021 im Nationalrat
debattiert. Der Vorschlag sah vor, dass für den Zugang zu öffentlichen Dokumenten
keine Gebühren mehr erhoben werden dürfen, es sei denn der Verwaltungsaufwand sei
besonders hoch. In der Vorlage wurde hierzu ein Maximalbetrag von CHF 2'000
festgelegt, wogegen zwei Minderheitenanträge eingereicht worden waren: Die
Minderheit Damien Cottier (fdp, NE) wollte, dass die Tarife wie bisher vom Bundesrat
per Verordnung festgelegt werden sollen, und die von Jean-Luc Addor (svp, VS)
angeführte Minderheit schlug vor, selbst bei aufwändigen Verfahren überhaupt keine
Gebühr zu verlangen, wenn das öffentliche Interesse für die Anfrage gross ist. 
Bevor über die Gebührenerhebung diskutiert werden konnte, musste die Volkskammer
freilich über Eintreten beschliessen. Eine Minderheit der SPK-NR hatte nämlich dafür
plädiert, gar nicht auf die Vorlage einzutreten. Für diese Minderheit argumentierte
Marco Romano (mitte, TI), dass ein Paradigmenwechsel, wie er hier angestrebt werde,
nicht nötig sei. Kostenlosigkeit sei zudem ein falsches Signal. Solche Anfragen
verursachten immer Kosten, die letztlich von der Allgemeinheit getragen werden
müssten. Bei unverhältnismässig hohen Kosten dürften diese sehr wohl auf die
Verursachenden abgewälzt werden. Dies funktioniere mit der aktuell geltenden
Regelung ja bereits gut und Gebühren würden nur mit der nötigen Zurückhaltung
verlangt. Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen liessen erkennen, dass
Eintreten kaum umstritten sein würde. Hervorgehoben wurde die Bedeutung der
Transparenz der Staatsbehörden für die Demokratie, die mit dem Öffentlichkeitsprinzip
bedeutend erhöht werden könne. Damien Cottier (fdp, NE) gab hingegen bekannt, dass
sich die FDP.Liberalen-Fraktion der Minderheit Romano anschliesse. Es müsse
vermieden werden, dass die Verwaltung mit zeitintensiven Gesuchen eingedeckt werde.
Die 55 Stimmen, die gegen Eintreten votierten, stammten denn auch aus der
geschlossen stimmenden FDP.Liberalen-Fraktion und aus der grossen Mehrheit der
Mitte-Fraktion. Gegen die 135 Stimmen für Eintreten aus allen anderen Fraktionen

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.03.2021
MARC BÜHLMANN
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reichten sie freilich nicht aus. 
In der Folge wurden beide Minderheitenanträge abgelehnt. Mit 139 zu 51 Stimmen
sprach sich der Nationalrat gegen die Minderheit Addor aus, die lediglich Unterstützung
aus der SVP-Fraktion erhielt. Trotz des Antrags von Bundesrätin Karin Keller-Sutter, es
vor allem bei grossem Aufwand dem Bundesrat zu überlassen, wie hoch die Gebühren
sein sollen, weil «Jahr für Jahr [...] mehr Zugangsgesuche bei den Bundesbehörden»
eingingen, wurde auch die Minderheit Cottier mit 121 zu 68 Stimmen – Letztere aus den
geschlossen stimmenden Fraktionen der Mitte und der FDP und einem Teil der SVP-
Fraktion – abgelehnt. Ebenfalls nicht auf Gehör stiess der Antrag des Bundesrats, den
Passus zur Informationspflicht aus der Vorlage zu streichen. Der Entwurf sah vor, dass
die Gesuchstellenden informiert werden müssen, wenn die Verwaltung eine Gebühr zu
erheben gedenkt, wobei auch die Höhe der Gebühr (maximal CHF 2'000) kommuniziert
werden müsste. Mit 190 zu 1 Stimme wurde die Informationspflicht jedoch deutlich
gutgeheissen. Einzig Kurt Fluri (fdp, SO) unterstützte den Antrag der Regierung. Mit 136
zu 54 Stimmen bei 3 Enthaltungen bei der Gesamtabstimmung schickte der Nationalrat
die Vorlage an die kleine Kammer. Die Gegenstimmen stammten erneut von den
Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte. 6

Mit 21 zu 16 Stimmen (3 Enthaltungen) schickte der Ständerat die Vorlage für eine
Neuregelung des Zugangs zu öffentlichen Dokumenten zurück an den Nationalrat. Die
Mehrheit folgte damit dem Antrag ihrer SPK-SR, nicht auf die Vorlage einzutreten. Die
ursprünglich auf eine parlamentarische Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG)
zurückgehende Vorlage will im Öffentlichkeitsgesetz eine grundsätzliche
Gebührenfreiheit verankern. Dies sei faktisch auch heute schon der Fall, argumentierte
Heidi Z'graggen (mitte, UR) für die Kommission. Rechnung würde nur in jenen Fällen
gestellt, in denen der Aufwand für die Beschaffung und Aufbereitung von Dokumenten
ausserordentlich hoch sei. Konkret würde dies aber lediglich 3 Prozent der Anfragen
betreffen, bei denen im Jahr 2018 eine Gesamtsumme von rund CHF 13'000 verlangt
worden sei. Die Mehrheit der SPK-SR habe sich deshalb gefragt, ob es hier überhaupt
Handlungsbedarf gebe. Grundsätzliche Gebührenfreiheit würde zudem wohl zu einem
Anstieg aufwendiger Gesuche führen, was eine «Behinderung der Effizienz der
Verwaltung» zur Folge habe, so die Vertreterin des Kantons Uri weiter. Die von Lisa
Mazzone (gp, GE) angeführte Kommissionsminderheit wies vergeblich darauf hin, dass
sich nicht nur der Nationalrat, sondern auch der Bundesrat für die Vorlage
ausgesprochen hätten. Das Ziel einer transparenten Verwaltung könne nur erreicht
werden, wenn der Zugang zu allen Dokumenten gewährleistet sei. Über
Maximalgebühren, die bei sehr aufwändigen Gesuchen erhoben werden dürfen, habe
der Nationalrat bereits debattiert und diese könnten auch eingeführt werden, um einer
Überbelastung der Verwaltung zu begegnen. Dafür brauche es aber eine Detailberatung
und somit ein Eintreten. Auch Hans Stöckli (sp, BE) gehörte der Minderheit an und gab
zu Protokoll, dass sich Journalistinnen und Journalisten in ihrer Arbeit «prohibitiv»
eingeschränkt fühlten. Auch dieses Argument verfing freilich nur bei einer
Ratsminderheit. 7

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.06.2021
MARC BÜHLMANN

Weil sich der Ständerat ziemlich knapp dazu entschieden hatte, nicht auf die Vorlage
der SPK-NR für eine Änderung des Öffentlichkeitsgesetzes einzutreten, musste sich
die grosse Kammer in der Herbstsession 2021 erneut über die Idee eines kostenlosen
Zugangs zu öffentlichen Dokumenten beugen. Eine 18-köpfige Mehrheit der
Kommission empfahl Festhalten am Eintretensentscheid und eine 5-köpfige Minderheit
wollte sich dem Ständerat anschliessen und damit die bisherige Regelung beibehalten,
welche die Erhebung von Gebühren erlaubt. 
In der Regel seien Anfragen kostenlos. Gebühren würden effektiv nur in jenen Fällen
erhoben, in denen die Bereitstellung nachgefragter Dokumente mit hohem Aufwand für
die Verwaltung verbunden ist, führte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) in der Ratsdebatte
für die Kommissionsminderheit aus, also etwa in 3 Prozent aller Fälle. Ein
Handlungsbedarf mache die FDP.Liberale-Fraktion aufgrund dieser geringen Zahl nicht
aus. Auch die Mitte-Fraktion – ausgenommen die EVP – sehe nicht ein, weshalb das
bewährte Vorgehen geändert werden soll, erklärte Marianne Binder-Keller (mitte, AG).
In Ausnahmefällen dürfe eine Anfrage durchaus etwas kosten, zumal die Gebühren für
den teilweise hohen Aufwand «wirklich marginal» seien. Auf der anderen Seite
argumentierten die Grüne sowie die Grünliberale Fraktion mit der Transparenz, die nur
dann gegeben sei, wenn alle Dokumente kostenlos zur Verfügung gestellt würden – so
Irène Kälin (gp, AG) und Corina Gredig (glp, ZH) einhellig. Verwundert zeigte sich Nadine
Masshardt (sp, BE) über die Ablehnung des Ständerats, habe doch die SPK-SR der

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 27.09.2021
MARC BÜHLMANN
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parlamentarischen Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf welche die Vorlage
zurückgeht, noch einstimmig Folge gegeben. Neue Argumente seien in der
Ständeratsdebatte allerdings keine aufgekommen. Das 2004 eingeführte
Öffentlichkeitsprinzip und das Ziel «die Verwaltung bürgerfreundlicher und
zugänglicher» zu machen, könne aber nur gänzlich gebührenfrei umgesetzt werden.
Auch der Bundesrat stehe hinter der Vorlage, liess Karin Keller-Sutter verlauten. Der
Handlungsbedarf sei in der Tat «eher punktuell», aber es könne nicht ausgeschlossen
werden, dass überhöhte Gebühren Gesuchstellende abschrecken könnten. Weil neben
der geschlossenen FDP- und der mehrheitlichen Mitte-Fraktion niemand die
ständerätliche Ablehnung des Vorschlags teilen mochte, entschied sich der Nationalrat
mit 132 zu 47 Stimmen für Festhalten am Eintretensentscheid. Damit ging die Vorlage
zurück an den Ständerat. 8

Weil der Nationalrat auf Eintreten auf die Umsetzung der parlamentarischen Initiative
von Edith Graf-Litscher (sp, TG) zur Änderung des Öffentlichkeitsgesetzes beharrt
hatte, musste der Ständerat ein zweites Mal darüber debattieren, ob er das Geschäft
detailliert behandeln will oder nicht. Das «Wohl des Landes» stehe und falle nicht mit
dieser Vorlage, beschrieb Andrea Caroni (fdp, AR) die Initiative, bei der es eigentlich
lediglich darum ging, ob die Einsicht amtlicher Dokumente gänzlich gebührenfrei
werden soll oder ob an der aktuellen Regel festgehalten werden soll, die Gebühren als
Regelfall vorsieht. Da die Gebühren in der Praxis in 97 Prozent aller Fälle erlassen
würden, könnte man dies eigentlich auch ins Gesetz übernehmen, argumentierte eine
starke Minderheit der SPK-SR, die Eintreten und damit Zustimmung zum Beschluss des
Nationalrats empfahl. Es gehe darum, das Verursacherprinzip hochzuhalten,
begründete hingegen Heidi Z'graggen (mitte, UR) als Kommissionssprecherin die
Empfehlung der Kommissionsmehrheit für Festhalten am ursprünglichen Entscheid und
somit für Nichteintreten. Wenn bei einer Einsicht hohe Kosten entstünden, dann sollen
diese nicht die Allgemeinheit, sondern die Gesuchsstellenden bezahlen müssen. Es
müsste gar ein Anstieg von Gesuchen befürchtet werden, wenn diese gänzlich
kostenfrei würden. Man könne in der Detailberatung ja immer noch Details regeln –
etwa eine Obergrenze von CHF 2'000 bei aufwändigen Gesuchen (Lisa Mazzone, gp, GE)
oder die Information, dass Gebühren anfallen könnten (Andrea Caroni, fdp, AR) –
entgegneten die Sprechenden für die Minderheit. Justizministerin Karin Keller-Sutter,
die noch einmal die positive Haltung des Bundesrates zu einem gebührenfreien
Öffentlichkeitsprinzip deutlich machte, verwies schliesslich auch auf die
Vernehmlassung, die gezeigt habe, dass eine Mehrheit der Kantone die Vorlage
befürwortete. Die kleine Kammer liess sich in der Folge umstimmen. Mit 25 zu 18
Stimmen folgte sie dem Minderheitsantrag und beschloss Eintreten. Damit geht die
Vorlage zur Detailberatung an die Kommissionen zurück. 9

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.12.2021
MARC BÜHLMANN

Weil der Ständerat in der Wintersession 2021 entgegen dem Antrag seiner SPK-SR
letztlich doch auf das Geschäft eingetreten war, gelangte die auf eine parlamentarische
Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG) zurückgehende Revision des Bundesgesetzes
über das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung in der Frühjahrssession 2022 in die
ständerätliche Detailberatung. Der von der SPK-SR gemachte Vorschlag wurde mit 38 zu
2 Stimmen gutgeheissen: Für Einsichtsgesuche in amtliche Dokumente sollen künftig
keine Gebühren mehr verlangt werden. Ausgenommen werden sollen allerdings
Gesuche mit erheblichem Rechercheaufwand für die Verwaltung. Hier schuf der
Ständerat eine Differenz zum Nationalrat. Im Gegensatz zur grossen Kammer hatte die
SPK-SR nämlich vorgeschlagen, keine maximale Obergrenze für solche
Ausnahmegebühren festzulegen. Der Nationalrat hatte sich zuvor auf einen solchen
Maximalbetrag von CHF 2'000 geeinigt. Sie seien zwar selten, es gebe aber durchaus
Gesuche, die erheblichen Aufwand verursachten, die auch entsprechend verrechnet
werden können müssten, so Kommissionssprecher Mathias Zopfi (gp, GL). Er erwähnte
ein Beispiel, bei dem verwaltungsintern ganze 80 Stunden geleistet werden mussten,
was mit CHF 8'000 verrechnet worden sei. Im Gesetz werde ja zudem geregelt – hier
schwenkte der Ständerat entgegen der Empfehlung des Bundesrates auf die Linie des
Nationalrats ein –, dass Gesuchstellende vorgängig informiert werden müssen, ob und
in welcher Höhe der Verwaltungsaufwand Gebühren verursachen werde. Nachdem
Bundesrätin Karin Keller-Sutter bekräftigt hatte, dass der Bundesrat mit beiden
Änderungen gut leben könne, schritt der Ständerat zur Abstimmung und schickte die
veränderte Vorlage zurück an den Nationalrat. 10

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.03.2022
MARC BÜHLMANN
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In der Sommersession beschloss der Nationalrat, der Mehrheit seiner SPK-NR zu folgen
und an der ursprünglichen Version seiner Revision des Bundesgesetzes über das
Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung festzuhalten. Der Ständerat hatte in der
Detailberatung zur Vorlage, die auf eine parlamentarische Initiative von Edith Graf-
Litscher (sp, TG) zurückging, eine Differenz geschaffen: In der Regel soll die Einsicht in
Dokumente der Bundesverwaltung zwar kostenlos sein, für Gesuche, denen die
verantwortliche Verwaltungsstelle nur mit hohem Aufwand nachkommen kann, sollen
allerdings Gebühren verlangt werden können. Der Nationalrat hatte dafür eine
Obergrenze von CHF 2'000 vorgesehen, der Ständerat wollte hingegen keine
Kostenobergrenze beziffern. Eine Minderheit der SPK-NR hatte vergeblich dafür
plädiert, die ständerätliche Lösung zu übernehmen. Die Argumente von
Minderheitensprecher Damien Cottier (fdp, NE) sowie von Bundesrätin Karin Keller-
Sutter, es könne auch Gesuche geben, die Gebühren von mehr als CHF 2'000
rechtfertigten, stiessen lediglich bei der geschlossen stimmenden FDP.Liberalen- und
der Mehrheit der Mitte-Fraktion auf Gehör. Mit 130 zu 53 Stimmen (2 Enthaltungen)
sprach sich der Nationalrat für Festhalten aus. 11

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.06.2022
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession 2022 stand die Behandlung der Revision des Bundesgesetzes über
das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung in beiden Kammern auf der
Traktandenliste. Beide Räte waren sich schon zuvor grundsätzlich einig, dass der Zugang
zu amtlichen Dokumenten gebührenfrei möglich sein muss. Allerdings – dies hatte
bereits die parlamentarische Initiative von Edith Graf-Litscher (sp, TG), auf die die
Vorlage zurückging, so vorgesehen – sollten in hohe Kosten verursachenden
Ausnahmefällen den Gesuchsstellenden Rechnungen ausgestellt werden dürfen. Nicht
einig waren sich National- und Ständerat darüber, ob für diese Ausnahmefälle eine
Kostenobergrenze festgelegt werden soll. Der Nationalrat hatte diese auf CHF 2'000
fixieren wollen. Der Ständerat hielt allerdings – unterstützt vom Bundesrat –
diskussionslos und einstimmig daran fest, keine solche Obergrenze festzulegen. Sie
seien zwar sehr selten, es gebe aber durchaus Gesuche, die Kosten von weit mehr als
CHF 2'000 verursachten, argumentierte der Sprecher der SPK-SR, Mathias Zopfi (gp,
GL). Die Kommission sei zudem der Meinung, dass der Erlass von Gebühren Sache des
Bundesrats sei.
Tags darauf schwenkte der Nationalrat auf diesen Beschluss des Ständerats ein. Die
Kommission sei zwar «inhaltlich» nicht einverstanden, sie wolle aber auf «eine
aussichtslose Differenzbereinigungsrunde» verzichten. Mit einer Gebührenobergrenze
hätte die Unterwanderung des grundsätzlich gebührenfreien Zugangs zu amtlichen
Dokumenten verhindert werden können; trotzdem sei auch die ständerätliche Lösung
noch ein «Schritt zur Stärkung des Öffentlichkeitsprinzips», argumentierte die
Sprecherin der SPK-NR, Céline Widmer (sp, ZH) in der grossen Kammer. Diese folgte
anschliessend stillschweigend dem Kommissionsantrag. 
In den Schlussabstimmungen hiess der Nationalrat die Vorlage mit 193 zu 0 Stimmen
gut und der Ständerat stimmte ihr mit 44 zu 1 Stimme zu. 12

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.09.2022
MARC BÜHLMANN

Organisation du Parlement

Die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte unterbreiteten dem Parlament eine
parlamentarische Initiative für die Schaffung einer Fachstelle für
Verwaltungskontrolle. Diese soll im Auftrag der GPK die Aufgabenerfüllung der
Verwaltung sowie die Wirkungen staatlichen Handelns untersuchen. Damit sie effizient
arbeiten kann, soll sie gegenüber der Verwaltung dieselben Rechte auf
Auskunftserteilung und Akteneinsicht erhalten wie die GPK. Die neue Stelle soll in die
Parlamentsdienste eingeordnet werden und ihr Leiter durch den Bundesrat — nach
Anhörung der Geschäftsprüfungskommissionen — gewählt werden. Der ursprüngliche
Plan einer gemeinsamen Stelle für Regierung und Parlament musste von den GPK nach
dem im Herbst 1989 erfolgten Entscheid des Bundesrates für die Schaffung einer
eigenen Fachstelle für Verwaltungskontrolle aufgegeben werden. Das Parlament
verabschiedete die Vorlage oppositionslos. 13

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.03.1990
HANS HIRTER
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Die in der Wintersession 1989 vom Parlament überwiesene Initiative der Puk I für einen
Ausbau der parlamentarischen Oberaufsicht über die Verwaltung fand im Berichtsjahr
eine Konkretisierung. Die GPK des Ständerates machte in Form einer ausformulierten
parlamentarischen Initiative den Vorschlag, das Geschäftsverkehrsgesetz in dem Sinn zu
ändern, dass die Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) der beiden Räte mit einer
Zweidrittelsmehrheit auch gegen den Willen des Bundesrates auf der Herausgabe von
Akten und auf der Einvernahme von Beamten als Zeugen bestehen können. Damit
würden sie in speziellen Fällen dieselben Rechte erhalten wie eine Parlamentarische
Untersuchungskommission. Die von der Puk angeregte Schaffung einer speziellen
Delegation für derartige Fälle lehnte die GPK des Ständerates ab, da damit zwei Klassen
von Parlamentariern geschaffen würden. Der Bundesrat hatte sich sowohl in der Puk-
Debatte als auch in einer späteren Stellungnahme aus Gründen der Gewaltenteilung
und der Geheimhaltungsbedürfnisse gegen diesen generellen Ausbau der
parlamentarischen Kontrollbefugnisse ausgesprochen und lediglich eine Delegation für
Staatsschutzfragen befürwortet. 
. 14

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.1990
HANS HIRTER

Der Bundesrat blieb bei seiner ablehnenden Haltung zum Vorschlag der GPK für die
Bildung einer annähernd mit den Kompetenzen einer parlamentarischen
Untersuchungskommission ausgestatteten Delegation. Das Recht dieser Delegation,
die Offenlegung aller Akten auch gegen den Willen des Bundesrates durchzusetzen,
würde seiner Meinung nach den Meinungsbildungsprozess der Regierung und ihre
Stellung dem Parlament gegenüber zu sehr beeinträchtigen. Dem ursprünglichen
Anliegen der Puk EJPD, die Oberaufsicht über die Bundesanwaltschaft zu verbessern,
widersetzte sich der Bundesrat nicht. Er möchte aber, dass diese Aufgabe, wie von
einer parlamentarischen Initiative der Puk EMD vorgeschlagen, durch eine spezielle
Kommission der beiden Räte wahrgenommen wird. Bezüglich dieser als
Sicherheitsdelegation bezeichneten Spezialkommission brachte er gegenüber dem Puk-
Vorschlag zwei Einwände an: erstens müsse im Bereich der Nachrichtendienste die
Anonymität der Quellen gewährleistet bleiben und zweitens sollte die Delegation nicht
mehr als sechs Mitglieder umfassen. 15

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.02.1991
HANS HIRTER

Das Parlament trug den Einwänden des Bundesrats nur in bezug auf die
Delegationsgrösse und einen Teil der Kompetenzen, nicht aber in bezug auf den
Aufgabenbereich Rechnung. Der Ständerat beschloss die Bildung einer ständigen aus je
drei Mitgliedern der Geschäftsprüfungskommissionen der beiden Räte gebildeten
Geschäftsprüfungsdelegation. Diese hat erstens den Dauerauftrag, die Tätigkeit im
Bereich des Staatsschutzes und der Nachrichtendienste zu überwachen. Zweitens
können ihr mit qualifiziertem Mehr (2/3) beider Geschäftsprüfungskommissionen
Aufträge zur näheren Untersuchung konkreter Fragen in anderen Verwaltungsbereichen
erteilt werden. Im Rahmen dieser Aufgaben sollen Beamte nicht nur als
Auskunftspersonen, sondern auch als Zeugen befragt und zur Herausgabe von Akten
verpflichtet werden können. Den Bedenken des Bundesrats im Hinblick auf sein
Funktionieren als Kollegialbehörde und seine freie Meinungsbildung wurde insofern
Rechnung getragen, als auf Einsicht in Akten hängiger Geschäfte, die seiner
unmittelbaren Meinungsbildung dienen, verzichtet wurde. 16

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.06.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat wollte noch einen Schritt weiter gehen. Er beschloss gegen den
Widerstand von Bundesrat Koller, auch die Kompetenzen der GPK auszuweiten und das
Recht des Bundesrates, die Akteneinsicht zu verweigern, auf bestimmte Fälle (als
geheim klassierte Akten, Bundesratsprotokolle und im Bundesrat umstrittene Anträge
zu hängigen Geschäften) zu limitieren. Die Vertreter der kleinen Fraktionen und der SP
kämpften vergeblich für eine Vergrösserung der Delegation von sechs auf acht oder
neun Mitglieder, damit in ihr alle Fraktionen vertreten sein können. 17

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.11.1991
HANS HIRTER
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In der Differenzbereinigung beschloss der Ständerat, die vom Nationalrat
verabschiedete Kompètenzerweiterung der GPK von der Frage der Schaffung einer
Geschäftsprüfungsdelegation abzutrennen, damit letztere zügig zu Ende beraten
werden kann. Der Nationalrat schloss sich diesem Vorgehen an. Bei den Kompetenzen
der Delegation setzte sich die vom Nationalrat vorgenommene Erweiterung durch, dass
nicht nur Beamte des Bundes, sondern auch Privatpersonen als Zeugen einvernommen
werden können. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 13.12.1991
HANS HIRTER

Der Nationalrat nahm eine parlamentarische Initiative Bonny (fdp, BE) an, welche den
Rechtsschutz für Personen, welche von Ermittlungen durch parlamentarische
Untersuchungskommissionen in ihren Interessen unmittelbar betroffen sind, präziser
formulieren will. 19

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 19.06.1992
HANS HIRTER

In Erfüllung einer 1990 überwiesenen parlamentarischen Initiative der PUK EMD
beantragte eine Kommission des Nationalrats, dass während der Durchführung einer
parlamentarischen Untersuchung ein gerichtspolizeiliches Ermittlungsverfahren in
derselben Sache nur mit dem Einverständnis der Parlamentskommission aufgenommen
oder weitergeführt werden kann. Damit soll der Vorrang der parlamentarischen
Untersuchung gewährleistet werden. Insbesondere geht es darum, dass die Exekutive
nicht mit einer eigenen Untersuchung die Ermittlungsarbeiten einer PUK behindern
kann. 20

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.06.1994
HANS HIRTER

Der Bundesrat äusserte sich zum Vorschlag, wonach Ermittlungen einer PUK absoluten
Vorrang vor anderen Untersuchungen haben sollen und letztere nur mit dem
Einverständnis der PUK eröffnet werden dürfen. Er war grundsätzlich damit
einverstanden, beantragte aber, dass dies nur für disziplinar- und
administrativrechtliche, aus Gründen der Gewaltenteilung und des Föderalismus aber
nicht für strafrechtliche Verfahren gelten soll. Der Nationalrat liess sich davon nicht
überzeugen und übernahm die Anträge seiner Kommission. Er hielt zwar explizit fest,
dass die Einsetzung einer PUK die Durchführung von zivil- und administrativrechtlichen
Verfahren und strafrechtlichen Voruntersuchungen nicht verhindert. Aber, falls die
Ermittlungen PUK-relevante Bereiche betreffen, ist deren Aufnahme von der
Zustimmung der PUK abhängig. Laufende Verfahren müssen bis zum Abschluss der PUK-
Arbeiten unterbrochen werden. 21

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.03.1995
HANS HIRTER

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats legte eine parlamentarische Initiative
für eine verbesserte Rechtsstellung der von Ermittlungen einer PUK Betroffenen vor.
Im Geschäftsverkehrsgesetz soll insbesondere festgehalten werden, dass
Auskunftspersonen einen Anwalt beiziehen dürfen und auf ihr
Aussageverweigerungsrecht aufmerksam gemacht werden müssen. Der Bundesrat
erklärte sich zwar mit der Stossrichtung des Vorschlags grundsätzlich einverstanden,
hatte aber doch einige Bedenken. So hielt er fest, dass eine PUK-Untersuchung immer
auf eine politische und nicht eine juristische Abklärung von Missständen ausgerichtet
sein müsse. Dem Schutz der Rechte der Betroffenen komme deshalb eine geringere
Bedeutung zu als bei einem Justizverfahren. So sei z.B. Bundesbeamten, die zur
Erfüllung ihrer Dienstpflichten befragt würden, kein Recht auf Aussageverweigerung
zuzugestehen. Die Staatspolitische Kommission nahm daraufhin einige Präzisierungen
vor, welche insbesondere festhalten, dass der Rechtsschutz von Betroffenen den
Handlungsspielraum einer PUK nicht wesentlich einengen und den Zweck einer
Untersuchung nicht beeinträchtigen dürfe. So soll die PUK über den Beizug eines
Anwalts entscheiden können. Diese Präzisierung fand im Nationalrat Zustimmung;
abgelehnt wurde hingegen die vorgeschlagene Einschränkung der Verteidigungsrechte
namentlich in bezug auf Akteneinsicht. 22

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.03.1995
HANS HIRTER
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Der Ständerat folgte weitgehend der Version der grossen Kammer. Im Gegensatz zu
dieser entschied er jedoch, dass eine PUK nach Abschluss ihrer Arbeit zwar unter
bestimmten Umständen die Wiederaufnahme einer disziplinarischen oder
administrativen, nicht aber einer strafrechtlichen Untersuchung untersagen kann. Für
die Befürworter einer umfassenden Ermächtigung wäre diese Zusicherung des Schutzes
vor weiteren Verfahren ein gutes Mittel gewesen, um die Aufklärungsarbeit einer PUK zu
erleichtern. Nachdem der Nationalrat in dieser Frage nachgegeben hatte, konnten die
neuen Bestimmungen in der Herbstsession verabschiedet werden. 23

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 22.09.1995
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete nach langwieriger Differenzbereinigung eine Teilrevision
des Geschäftsverkehrsgesetzes, welche die Rechtsstellung der von PUK-Ermittlungen
Betroffenen verbessert. Die Vorlage war 1990 von Bonny (fdp, BE) mit einer
parlamentarischen Initiative initiiert worden. 24

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 13.03.1997
HANS HIRTER

In Zusammenhang mit den Untersuchungen des Parlaments über Organisations- und
Führungsprobleme bei der Pensionskasse des Bundes (PKB) hatte der Ständerat im
Vorjahr einer parlamentarischen Initiative der PUK PKB zugestimmt, welche eine
uneingeschränkte Wiederwählbarkeit der Mitglieder der Geschäftsprüfungs- und der
Finanzkommission des Ständerats forderte. Mit diesem Verzicht auf die vom
Ständeratsreglement vorgeschriebene Amtszeitbeschränkung von sechs Jahren könnte
gemäss den Antragstellern die gerade im Bereich der Oberaufsicht erforderliche
Kontinuität gewährleistet werden. Das Büro des Ständerates empfahl dem Rat nun -
analog zu den vom Nationalrat 1991 eingeführten Verhältnissen - die Aufhebung der
Amtszeitbeschränkung für alle ständigen Kommissionen. Trotz der Kritik von Cavadini
(lp, NE), dass damit einer unerwünschten Spezialisierung der Ratsmitglieder Vorschub
geleistet werde, hiess das Ratsplenum diese Neuerung mit 26 zu 7 Stimmen gut. 25

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.06.1997
HANS HIRTER

Economie

Crédit et monnaie

Banques

Die Finanzplatzkrise beschäftigte das Parlament nicht nur im politischen Tagesgeschäft,
sondern auch in seiner Funktion als Oberaufsichtsbehörde. Zwischen März 2009 und
Mai 2010 untersuchten die Geschäftsprüfungskommissionen beider Räte (GPK) die
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit des Rettungspakets zugunsten der UBS sowie die
Massnahmen, die getroffen worden waren, um dem zunehmenden Druck der US-
Behörden zu begegnen. Parallel zur laufenden GPK-Untersuchung versuchte eine
Koalition aus SVP und dem linksgrünen Lager unter dem Eindruck des
Bundesverwaltungsgerichtsurteils zur Schutzverfügung der Finma vergeblich, eine
Parlamentarische Untersuchungskommission PUK einzusetzen. Nachdem das Büro des
Ständerats im März eine vom Büro des Nationalrats lancierte und vom Rat gegen die
geschlossen stimmenden FDP- und BDP-Fraktionen akzeptierte parlamentarische
Initiative zur Einsetzung einer PUK blockiert und den Entscheid bis zum Erscheinen des
GPK-Berichts Ende Mai auf die Sommersession vertagt hatte, versuchten die PUK-
Befürworter vergeblich mit einer im März lancierten und vom Rat in gleicher
Konstellation akzeptierten Motion Wyss (sp, BE) den Entscheid des Ständerats in der
Frühlingssession zu erwirken. Dieser legte fest, auch dieses Geschäft erst in der
Sommersession zu behandeln. In der Sommersession stimmte das Büro des Ständerats
der Initiative dann nicht zu, wohingegen der Nationalrat ihr mit den Stimmen der mit
dem GPK-Bericht unzufriedenen SP, GP, SVP und eines Teils der CVP Folge gab. In der
gleichen Lesung folgte der Ständerat schliesslich der Empfehlung seines Büros, stimmte
der Initiative nicht zu und lehnte auch die Motion ab. 26

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 14.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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Infrastructure et environnement

Transports et communications

Navigation

Im Dezember 2019 forderte die SVP-Fraktion als Reaktion auf den Nachtragskredit IIa
zum Voranschlag 2019 in einer parlamentarischen Initiative die Einsetzung einer
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) im Zusammenhang mit den
Hochseeschifffahrt-Bürgschaften. Im Zentrum der Untersuchung der PUK solle die
Kontrolle und Führung der Hochseeschifffahrt durch den Bundesrat sowie durch die
Verwaltung, insbesondere durch das BWL und das SSA, seit 2002 sowie die Rolle der
Geldinstitute und Revisionsgesellschaften stehen. Die Bürgschaften hätten für den
Bund bereits Kosten in der Höhe von CHF 200 Mio. mit sich gebracht und es seien noch
weitere Bürgschaften über CHF 500 Mio. offen, die ebenfalls noch gezogen werden
könnten. 
Im Juni 2020 veröffentlichte die GPK einstimmig einen Mitbericht zur Forderung der
SVP-Fraktion, in dem sie die Einsetzung einer PUK als nicht gerechtfertigt ablehnte, da
die genannten Punkte aktuell durch GPK, FinDel und andere Organe untersucht werden
oder bereits untersucht worden seien. Eine PUK bringe daher keinen Mehrwert, aber
hohe Kosten und grossen administrativen Aufwand. 27

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 25.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Februar 2021 veröffentlichte das Büro-NR das Ergebnis seiner Vorprüfung der
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion, mit der diese die Einsetzung einer
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) in Zusammenhang mit den
Hochseeschifffahrt-Bürgschaften gefordert hatte. Mit 7 zu 5 Stimmen beantragte es,
der Initiative keine Folge zu geben, zumal die in der Initiative aufgeworfenen Fragen
bereits mithilfe verschiedener Untersuchungen hätten geklärt werden können. Dies sah
eine Kommissionsminderheit anders, insbesondere die Handlungen vor 2009 seien
noch ungenügend untersucht worden. Dennoch sprach sich der Nationalrat in der
Frühjahrssession 2021 mit 110 zu 77 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folgegeben
aus. Die befürwortenden Stimmen stammten von der SVP- und der Mehrheit der
Grünen-Fraktion. 28

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.02.2021
ANJA HEIDELBERGER

Trafic aérien

Après les débrayages à Genève et les menaces latentes, les représentants des syndicats
et les employeurs se sont entendus sur les CHF 110 millions réclamés par les employés
(versements pendant le délai de licenciement, indemnités de départ de quatre mois /
cinq pour les pilotes et préretraites). Seul problème, personne ne savait d’où allait
provenir le financement. La justice zurichoise a reconduit le sursis concordataire
jusqu’au 5 juin 2002 pour SairGroup, SairLines, Swissair et Flightlease. Au parlement,
l’UDC et le PDC ont demandé la mise sur pied d’une commission d’enquête
parlementaire (CEP) sur la débâcle de Swissair (Iv.pa. 01.458; Iv.pa. 01.459). Les radicaux
et les verts étaient opposés. Les socialistes, qui auraient pu assurer la création de la
CEP avec leur appui, ont temporisé. Ils réservaient leur réponse à février 2002, mais
soutenaient l’enquête de la commission de gestion des Etats. Celle-ci se penchait sur le
devoir de surveillance de l’OFAC, sur le rôle de la Confédération en tant qu’actionnaire,
sur la gestion de la crise par le Conseil fédéral et sur les raisons du grounding du 2.10.
Lors de l’assemblée générale des actionnaires, le conseil d’administration de Crossair a
démissionné dans sa totalité, y compris son fondateur Moritz Suter, afin de laisser place
libre à une nouvelle équipe de onze membres présidée par le hollandais Pieter Bouw.
Le nouveau conseil d’administration a approuvé le business-plan. Entre temps, le
DETEC a octroyé à Crossair 31 concessions pour des lignes court et moyen-courriers
qui étaient desservies par Swissair. En fin d’année, le Conseil fédéral a levé la garantie
étatique pour risques liés aux actes de guerre ou de terrorisme. En effet, les assureurs
garantissaient à nouveau la couverture des risques allant jusqu’à 1 milliard de dollars. 29
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